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�ffentliche Finanzen �ffentlicher Gesamthaushalt

Die Lage der deutschen Staatsfinanzen hat

sich im abgelaufenen Jahr leicht verbessert.

Nach den ersten vorl�ufigen Angaben betrug

das gesamtstaatliche Defizit 3,5% des Brut-

toinlandsprodukts (BIP).1) Es lag damit etwas

unter dem Wert des Vorjahres (3,7%) und

merklich niedriger als unter anderem von der

Bundesregierung erwartet. Auf Grund der

relativ g�nstigen Haushaltsentwicklung zum

Jahresende, die wohl in das vorl�ufige Ergeb-

nis noch nicht vollst�ndig eingeflossen ist,

k�nnte das Defizit noch etwas nach unten

revidiert werden. Die im Maastricht-Vertrag

verankerte Obergrenze von 3% f�r die Defi-

zitquote wurde gleichwohl zum vierten Mal

in Folge �berschritten. Die Schuldenquote,

die den Referenzwert seit einigen Jahren zu-

nehmend �bersteigt, ist weiter deutlich ge-

wachsen.

Die Konjunktur belastete die staatlichen

Haushalte 2005 geringf�gig st�rker als im

Vorjahr, w�hrend tempor�re Effekte die Defi-

zite per saldo kaum beeinflussten. Insgesamt

hat sich der strukturelle, also um konjunktu-

relle und andere tempor�re Effekte bereinigte

Finanzierungssaldo leicht verbessert.

Die Einnahmenquote blieb im vergangenen

Jahr weitgehend unver�ndert bei 43 1�4 %.2)

D�mpfend wirkte dabei, dass sich vor allem

1 Der Verkauf von Anspr�chen der Postpensionskasse
wurde dabei im Rahmen der Volkswirtschaftlichen Ge-
samtrechnungen defizitneutral verbucht.
2 Im vorl�ufigen Ergebnis f�r 2005 wurde die Postpen-
sionskasse dem Staatssektor zugeordnet. Der daraus re-
sultierende Anstieg der Einnahmen und der Ausgaben
gegen�ber dem (noch nicht angepassten) Vorjahr wurde
hier herausgerechnet.
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die Bruttol�hne und -geh�lter als gesamtwirt-

schaftliche Bemessungsgrundlage der Lohn-

steuer und der Sozialversicherungsbeitr�ge

wie schon in den Vorjahren schw�cher als das

BIP entwickelten. Außerdem wogen die

Mindereinnahmen durch die letzte Stufe der

Einkommensteuerreform deutlich schwerer

als aufkommenserh�hende Maßnahmen an

anderer Stelle (gewinnabh�ngige Steuern,

Tabaksteuer, Kfz-Steuer). Schließlich d�mpfte

die Verbrauchsreaktion auf die gestiegenen

Energiepreise die Einnahmen aus der Mineral-

�lsteuer, die als Mengensteuer ausgestaltet

ist. G�nstig entwickelten sich dagegen die

gewinnabh�ngigen Steuern und die sons-

tigen Einnahmen. Bei letzteren schlugen die

Subventionsr�ckzahlungen der Landesbanken

und insbesondere die im vergangenen Jahr

erstmals erhobene LKW-Maut zu Buche.

Die Ausgaben gingen im Jahr 2005 in Rela-

tion zum BIP leicht auf 46 3�4 % zur�ck. Wie in

den Vorjahren sanken die Personalausgaben

und die staatlichen Investitionen dem absolu-

ten Betrag nach. Dar�ber hinaus nahmen die

Aufwendungen f�r Renten und Pensionen

kaum zu. Schließlich blieben die Zinsaus-

gaben trotz der schnell steigenden Staats-

schulden nahezu unver�ndert, weil das nied-

rige Zinsniveau weiterhin eine vorteilhafte Re-

finanzierung f�lliger Schuldtitel erm�glichte.

Dem steht entgegen, dass die Gesundheits-

ausgaben und die Zuf�hrungen an den EU-

Haushalt wieder betr�chtlich wuchsen. Auch

nahmen die arbeitsmarktbedingten Ausgaben

deutlich zu. Neben der ung�nstigen Besch�f-

tigungsentwicklung haben auch die Arbeits-

marktreformen – entgegen den urspr�ng-

lichen Erwartungen – die staatlichen Haus-

halte belastet. Das Ausmaß der gesamtstaat-

lichen Mehrausgaben im Vorjahrsvergleich ist

aber deutlich niedriger als die �berschreitung

der Haushaltsplanungen des Bundes, die zu-

letzt im Mittelpunkt der �ffentlichen Diskus-

sion stand.

Im laufenden Jahr k�nnte die Einnahmen-

quote leicht sinken, obwohl im Gegensatz zu

den Vorjahren per saldo keine weiteren Abga-

bensenkungen zu verzeichnen sind. So d�rf-

ten die nichtsteuerlichen Einnahmen zur�ck-

gehen, da hier positive Sondereffekte des

Jahres 2005 entfallen. Auch d�rften sich die

sozialversicherungspflichtigen Entgelte weiter

schwach entwickeln. Aus heutiger Sicht ist

bei voraussichtlich nahezu unver�nderten

Beitragss�tzen mit einer Stagnation der So-

zialversicherungsbeitr�ge zu rechnen. Die

Vorverlegung von Abf�hrungsterminen f�r

Sozialbeitr�ge wirkt sich in der Abgrenzung

der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen

nicht aus, so dass sich der Verzicht auf echte

Konsolidierungsmaßnahmen hier sp�rbar ne-

gativ niederschl�gt.

Die Ausgabenquote k�nnte 2006 merklich zu-

r�ckgehen, wenn auf allen staatlichen Ebenen

ein sparsamer Kurs verfolgt wird. Dazu d�rften

wiederum die Personalausgaben beitragen,

die insbesondere vor dem Hintergrund des

fortgesetzten Personalabbaus weiter zur�ck-

gehen k�nnten. Auch die Rentenausgaben

werden wohl nur begrenzt steigen, da nicht

mit einer Anhebung zur Jahresmitte zu rech-

nen ist. Die arbeitsmarktbedingten Ausgaben

k�nnten im Gegensatz zum Vorjahr sinken.

Die Zinsausgaben werden durch die g�ns-
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tigen Finanzierungsbedingungen weiter ge-

d�mpft werden.

Insgesamt kann somit bei sparsamer Haus-

haltsf�hrung und Verzicht auf neue, die �f-

fentlichen Haushalte belastende Maßnahmen

in diesem Jahr ein R�ckgang des Staats-

defizits erwartet werden. Die im Rahmen der

Koalitionsvereinbarung angek�ndigten und

nun konkretisierten Maßnahmen d�rften die

�ffentlichen Haushalte nur wenig belasten.

Zudem ist grunds�tzlich ein sparsamer Aus-

gabenkurs angelegt. Die Konjunktur d�rfte

positiv auf die Entwicklung der �ffentlichen

Finanzen wirken. Zwar ist zu erwarten, dass

sich alles in allem das strukturelle Haushalts-

defizit ohne weitere Entlastungsmaßnahmen

nur m�ßig verringert. Die 3%-Grenze ist aber

im laufenden Jahr erreichbar.

Vor dem Hintergrund der europ�ischen Re-

geln, der seit 2002 ununterbrochenen �ber-

schreitung der fiskalischen Obergrenzen, des

begrenzten Abstands zum 3%-Limit im Jahr

2005 und der zu erwartenden g�nstigen kon-

junkturellen Entwicklung sollte die Einhaltung

des Referenzwertes f�r das Defizit im lau-

fenden Jahr angestrebt werden. Dies gilt

umso mehr, als der ge�nderte Stabilit�ts- und

Wachstumspakt f�r L�nder mit einem �ber-

m�ßigen Defizit eine strukturelle Konsolidie-

rung um j�hrlich mindestens 0,5% des BIP

vorsieht – was als wichtige Neuerung heraus-

gestellt wurde. Die konjunkturellen Aussich-

ten stehen einer gleichm�ßigeren zeitlichen

Verteilung der bisher erst f�r das Jahr 2007

geplanten Defizitr�ckf�hrung nicht im Wege.

Ohne ausreichende Anstrengungen riskiert

Deutschland die Versch�rfung des Defizitver-

fahrens.

Mit der Einhaltung der 3%-Grenze darf die

Konsolidierung aber keinesfalls als abge-

schlossen angesehen werden. Vielmehr erfor-

dern die europ�ischen und nationalen Haus-

haltsregeln, dass das Defizit auch dar�ber

hinaus z�gig verringert wird. Sowohl im

Stabilit�ts- und Wachstumspakt als auch im

deutschen Haushaltsgrunds�tzegesetz ist die

Vorgabe eines ann�hernd ausgeglichenen

Haushalts enthalten, und der Pakt sieht bis

zum Erreichen dieses Ziels eine weitere j�hr-

liche strukturelle Konsolidierung um 0,5%

des BIP vor. Zudem werden der Bund und auch

einige L�nder – selbst bei Umsetzung der im

Koalitionsvertrag umrissenen Maßnahmen –

auch �ber das Jahr 2007 hinaus zus�tzliche

Anstrengungen unternehmen m�ssen, um

den verfassungsm�ßigen Haushaltsgrunds�t-

zen gerecht zu werden. Eine R�ckf�hrung der

Defizit- und der Schuldenquote ist schließlich

auch notwendig, um insbesondere vor dem

Hintergrund der demographischen Entwick-

lungen besser auf die zuk�nftigen Haushalts-

belastungen vorbereitet zu sein. Das Ver-

trauen in eine handlungsf�hige Finanzpolitik

w�rde gest�rkt und auch Spielraum f�r das

Wirkenlassen der automatischen Stabilisato-

ren in einer konjunkturellen Schw�chephase

geschaffen. W�rden dagegen die Konsolidie-

rungsanstrengungen jetzt mit dem Hinweis

auf Mehreinnahmen infolge der positiveren

Konjunkturaussichten gemindert, so wider-

spr�che dies nicht zuletzt einer der grund-

legenden Intentionen des ge�nderten Stabili-

t�ts- und Wachstumspakts – n�mlich einer

2006 Erreichen
der 3%-Grenze
m�glich ...
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verst�rkten Konsolidierung bei g�nstigerer

gesamtwirtschaftlicher Entwicklung.

Haushalte der Gebietsk�rperschaften

Steuereinnahmen

Im vierten Quartal 2005 �berschritten die

Steuereinnahmen3) ihren Vorjahrswert um

2 1�2 %. Ausschlaggebend war das starke

Wachstum bei den Veranlagungssteuern um

31% und der Aufkommenszuwachs bei der

Umsatzsteuer von 3%. Dem stand ein R�ck-

gang vor allem bei der Lohn- (– 4 1�2 %) und

der Mineral�lsteuer (– 3 1�2 %) gegen�ber.

Im Gesamtjahr wuchsen die Steuereinnah-

men um 11�2 % (+ 6 Mrd 3) und nahmen da-

mit erstmals seit dem Jahr 2000 wieder merk-

lich zu. Die Ertr�ge aus den Veranlagungs-

steuern stiegen nicht zuletzt vor dem Hinter-

grund einer g�nstigen Gewinnentwicklung

um 41% (+ 7 1�2 Mrd 3). So schloss die veran-

lagte Einkommensteuer mit einem Plus von

81% (+ 4 1�2 Mrd 3) ab. Hier nahm zum einen

das Brutto-Aufkommen trotz der Tarifsenkung

2005 zu. Zum anderen sanken insbesondere

auf Grund der Maßnahmen des Haushaltsbe-

gleitgesetzes 2004 die ausgezahlte Eigen-

heimzulage (– 1�2 Mrd 3) und die Erstattungen

an Arbeitnehmer (– 2 1�2 Mrd 3), die jeweils

vom Kassenaufkommen der veranlagten Ein-

kommensteuer abgesetzt werden. Die Ein-

nahmen aus der K�rperschaftsteuer wuchsen

um 24 1�2 % (+ 3 Mrd 3), was auch mit den

gesetzgeberischen Maßnahmen zur Stabili-

sierung des Aufkommens zusammenh�ngen

d�rfte. Die Ertr�ge aus der Lohnsteuer san-

ken bei einem leichten R�ckgang der Brutto-

l�hne und -geh�lter um 4% (– 5 Mrd 3).

Hierf�r waren die Tarifsenkungen ausschlag-

gebend, deren Aufkommenswirkungen aller-

dings geringer gewesen sein d�rften als zu-

n�chst erwartet worden war. Unter den ver-

brauchsabh�ngigen Steuern wuchsen die

Einnahmen aus der Umsatzsteuer – bei einer

nur schwachen Entwicklung der gesamtwirt-

schaftlichen Bemessungsgrundlage – um gut

11�2 % (+ 2 1�2 Mrd 3). Das Aufkommen der

Mineral�lsteuer ging infolge des gesunkenen

Kraftstoffverbrauchs um 4% (– 11�2 Mrd 3)

zur�ck. Demgegen�ber ergab sich auf Grund

der Steuererh�hungen bei der Tabaksteuer

Veränderung gegenüber Vorjahr
%

Steueraufkommen *)

* Einschl. der EU-Anteile am deutschen
Steueraufkommen, aber ohne die − für das
letzte ausgewiesene Quartal noch nicht be-
kannten − Erträge aus den Gemeindesteu-
ern.
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3 In der haushaltsm�ßigen Abgrenzung. Einschl. der EU-
Anteile am deutschen Steueraufkommen, aber ohne die
f�r das vierte Quartal noch nicht bekannten Ertr�ge aus
den Gemeindesteuern.
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ein Zuwachs von gut 4 1�2 % (+ 1�2 Mrd 3) trotz

des anhaltenden Verbrauchsr�ckgangs. Bei

der Kraftfahrzeugsteuer wurde wegen des

Auslaufens von Steuerbeg�nstigungen f�r

schadstoffarme PKW ein deutliches Plus von

12% (+ 1 Mrd 3) verzeichnet.

Insgesamt lagen die Steuereinnahmen

(einschl. noch gesch�tzter Gemeindesteuern)

um etwa 1 Mrd 3 h�her als in der offiziellen

Sch�tzung vom November 2004 erwartet.

Die sehr volatilen gewinnabh�ngigen Steuern

schlossen per saldo sogar deutlich h�her ab.

Hier spielte die besondere Sch�tzunsicherheit

bez�glich der Bemessungsgrundlage, der Ver-

anlagungsverz�gerung und des Einflusses der

Steuerrechts�nderungen eine Rolle, wobei

auch der merkliche R�ckgang der vom Auf-

kommen der veranlagten Einkommensteuer

abgesetzten Erstattungen an Arbeitnehmer

nicht in diesem Umfang erwartet worden

war. Die Einnahmen aus der Lohnsteuer und

den wichtigsten verbrauchsabh�ngigen Steu-

ern waren dagegen insbesondere wegen der

schw�cheren Entwicklung der Bemessungs-

grundlagen geringer als prognostiziert. Im

Vergleich zur j�ngsten offiziellen Sch�tzung

vom November 2005 ergab sich eine Abwei-

chung von + 3 Mrd 3. Hierzu hat vor allem

der starke Zuwachs bei den gewinnabh�n-

gigen Steuern im Dezember beigetragen. Die

Volkswirtschaftliche Steuerquote stieg leicht

auf 20,1%.

Im laufenden Jahr d�rfte die Wirkung von

Steuerrechts�nderungen per saldo eher ge-

ring sein. Dabei schlagen einerseits noch in

den vorangegangenen Legislaturperioden be-

Steueraufkommen und wichtige Einzelsteuern

Gesamtjahr 4. Vierteljahr

2004 2005

Sch�t-
zung f�r
2005 3) 2004 2005

Ver�nderung
gegen�ber
Vorjahr

Ver�nde-
rung
gegen-
�ber
Vorjahr

Ver�nderung
gegen�ber
Vorjahr

Steuerart Mrd 5 in % in Mrd 5 in Mrd 5 Mrd 5 in % in Mrd 5

Steuereinnahmen
insgesamt 1) 409,5 415,4 + 1,4 + 5,8 + 7,44) 118,0 120,9 + 2,5 + 3,0

darunter:
Lohnsteuer 123,9 118,9 – 4,0 – 5,0 – 1,5 35,5 33,9 – 4,5 – 1,6

Veranlagte
Einkommensteuer 5,4 9,8 + 81,1 + 4,4 – 0,3 5,0 6,0 + 20,4 + 1,0

Kapitalertragsteuern 2) 16,7 16,9 + 1,5 + 0,3 + 0,4 2,1 2,7 + 27,1 + 0,6

K�rperschaftsteuer 13,1 16,3 + 24,5 + 3,2 + 4,1 3,7 5,4 + 45,0 + 1,7

Umsatzsteuern 137,4 139,7 + 1,7 + 2,3 + 3,2 35,5 36,5 + 2,9 + 1,0

Mineral�lsteuer 41,8 40,1 – 4,0 – 1,7 – 0,3 16,6 16,0 – 3,7 – 0,6

Tabaksteuer 13,6 14,3 + 4,7 + 0,6 + 1,1 4,3 4,2 – 1,8 – 0,1

1 Einschl. der EU-Anteile am deutschen Steueraufkom-
men, aber ohne die (f�r das letzte ausgewiesene Quartal
noch nicht bekannten) Ertr�ge aus den Gemeinde-
steuern. — 2 Einschl. der Ertr�ge aus dem steuerlichen

Zinsabschlag. — 3 Laut offizieller Steuersch�tzung vom
November 2004. — 4 F�r die Steuereinnahmen inklusive
(noch gesch�tzter) Gemeindesteuern lag das Ergebnis um
rd. 1 Mrd 5 h�her als die Sch�tzung.

Deutsche Bundesbank
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oberhalb der
Erwartungen

2006 m�ßige
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schlossene Rechts�nderungen zu Buche, die

ihre einnahmenerh�henden Wirkungen all-

m�hlich entfalten. Andererseits werden nach

dem Regierungswechsel verabschiedete be-

ziehungsweise in Aussicht gestellte Maßnah-

men die �ffentlichen Haushalte insgesamt

belasten. Diese zielen zwar teilweise auf eine

Verbreiterung der Bemessungsgrundlagen

der direkten Steuern und den Abbau von

Steuersubventionen. In der Aufkommensent-

wicklung 2006 �berwiegt aber die Schaffung

neuer und die Erweiterung bestehender Son-

derregeln. Dadurch verspricht man sich einen

positiven Einfluss auf das Wirtschaftswachs-

tum. Ob hierdurch tats�chlich die gesamt-

wirtschaftlichen Rahmenbedingungen ver-

bessert werden beziehungsweise ob ein

konjunkturpolitisch motiviertes Handeln des

Staates – nicht zuletzt mit Blick auf die insge-

samt recht g�nstigen Wirtschaftsaussichten

f�r das laufende Jahr – �berhaupt angezeigt

ist, erscheint jedoch fraglich. Dies gilt umso

mehr, als grunds�tzlich ein einfacheres, trans-

parenteres und effizienteres Steuersystem an-

gestrebt wird.

F�r 2006 ist insgesamt damit zu rechnen,

dass sich die steuerergiebigen Bemessungs-

grundlagen (Bruttol�hne und -geh�lter sowie

modifizierte inl�ndische Verwendung) g�nsti-

ger entwickeln als im vergangenen Jahr und

dass die Verbrauchsanpassungen bei den

Mineral�lprodukten nicht zu einem erneuten

deutlichen R�ckgang des Mineral�lsteuerauf-

kommens f�hren. Auch bei einer schw�che-

ren Entwicklung der gewinnabh�ngigen

Steuern d�rfte das Aufkommen insgesamt

weiter steigen. In der letzten offiziellen Sch�t-

zung wurde eine Zunahme um 2,1% und

eine etwa unver�nderte Volkswirtschaftliche

Steuerquote erwartet. Die bislang angek�n-

digten zus�tzlichen Maßnahmen d�rften den

Anstieg jedoch um knapp einen halben Pro-

zentpunkt d�mpfen.

Bundeshaushalt

Der Bundeshaushalt verzeichnete im vierten

Quartal 2005 einen �berschuss von 6 1�2 Mrd 3

nach gut 7 1�2 Mrd 3 vor Jahresfrist. Trotz eines

um knapp 11�2 % h�heren Steueraufkommens

gingen die Gesamteinnahmen um gut 1�2 %

gegen�ber dem Schlussquartal 2004 zur�ck,

als umfangreiche Beteiligungsver�ußerungen

verbucht worden waren. Die Ausgaben

wuchsen um 1%. Zwar �bertrafen die Auf-

wendungen im Zusammenhang mit der

Hartz IV-Reform weiterhin die vergleichbaren

Belastungen im Jahr zuvor deutlich. Umfang-

reiche Minderausgaben resultierten dagegen

aus nach der Verbriefung von Anspr�chen

der Postpensionskasse entfallenen Zahlungen

zu deren Defizitausgleich. Zudem ergaben

sich Entlastungen auf Grund des g�nstigeren

Abschlusses der Bundesagentur f�r Arbeit so-

wie des relativ niedrigen Bundeszuschusses

zur Rentenversicherung, nachdem bereits im

September Teile davon als Liquidit�tshilfe vor-

gezogen worden waren.

Nach dem vorl�ufigen Abschluss fiel das Defi-

zit des Bundeshaushalts im Jahr 2005 mit

311�2 Mrd 3 um gut 8 Mrd 3 niedriger aus als

ein Jahr zuvor. Ausschlaggebend hierf�r war,

dass der Einsatz von Verm�genswerten des

Bundes und die Anspruchsverbriefung der

Postpensionskasse zu einer zus�tzlichen Ent-

lastung in H�he von knapp 12 Mrd 3 im Ver-

F�r 2006
weiterer
Aufkommens-
zuwachs
erwartet

Bundeshaushalt
im vierten
Quartal mit
etwas
niedrigerem
�berschuss

Defizit im
Gesamtjahr
2005 niedriger
als erwartet
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gleich zum Vorjahr f�hrten. Obwohl das im

Haushaltsplan f�r 2005 veranschlagte Defizit

von knapp 22 1�2 Mrd 3 deutlich �berschritten

wurde, fiel das Ergebnis g�nstiger aus als zu-

letzt von der Regierung angedeutet. Insbe-

sondere angesichts der angek�ndigten �ber-

planm�ßigen Ausgaben f�r die Hartz IV-

Reform von 8 1�2 Mrd 3, der nach der letzten

Steuersch�tzung erwarteten Mindereinnah-

men von 2 Mrd 3 und der um fast 11�2 Mrd 3

niedriger als veranschlagt ausgefallenen Ge-

winnaussch�ttung der Bundesbank war mit

einem Defizit von rund 35 Mrd 3 gerechnet

worden. F�hlbare Entlastungen beim Zu-

schussbedarf der Bundesagentur f�r Arbeit

und bei den Zinsausgaben sowie deutlich ge-

ringere Steuerausf�lle sorgten aber letztlich

f�r einen g�nstigeren Jahresabschluss.

Am 22. Februar ist die Verabschiedung eines

�berarbeiteten Entwurfs f�r den Haushalt

2006 durch das Bundeskabinett vorgesehen.

Bislang sind allerdings noch keine genauen

Eckzahlen ver�ffentlicht worden. Das im Re-

gierungsentwurf vom Sommer 2005 vorgese-

hene Defizit von knapp 22 Mrd 3 soll aber

weit �berschritten werden und eine Gr�ßen-

ordnung von 38 Mrd 3 bis 39 Mrd 3 er-

reichen. Ausschlaggebend hierf�r ist offenbar

vor allem eine deutliche Verringerung der

Ans�tze f�r Verm�gensverwertungen, die

gegen�ber den Planungen vom Sommer

2005 st�rker �ber die neue Legislaturperiode

verteilt werden sollen. Hinzu kommen Mehr-

belastungen durch die nun wohl h�her einge-

sch�tzten Ausgaben f�r das Arbeitslosen-

geld II und die weitere Beteiligung an den von

den Kommunen �bernommenen Unter-

kunftskosten der Leistungsempf�nger. Zudem

schlagen Belastungen aus dem im Januar

konkretisierten Wachstumspaket zu Buche.

Die st�rkere F�rderung der CO2-Geb�ude-

sanierung, eine Ausweitung der Verkehrsin-

vestitionen und der Forschungsf�rderung

sowie Steuerausf�lle aus den zur Wachstums-

stimulierung geplanten Maßnahmen d�rften

die Deckungsl�cke im Bundeshaushalt 2006

ausweiten. Auf der anderen Seite stellt nicht

zuletzt die nunmehr g�nstigere Ausgangs-

basis bei den Steuereinnahmen und den Zins-

ausgaben ein gewisses Gegengewicht dar.

Weiterhin sehen die Koalitionsvereinbarun-

gen Einsparungen bei den Verwaltungsaus-

gaben vor, die zum Großteil durch eine K�r-

zung des Weihnachtsgeldes, aber auch durch

eine Verl�ngerung der Wochenarbeitszeit f�r

Bundesbeamte erreicht werden sollen. Die von

der Bundesregierung geplanten Anpassungen
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der Hartz IV-Reform sollten den Bundeshaus-

halt zwar schon im laufenden Jahr um 3 Mrd 3

entlasten, durch die Verz�gerungen bei der

Umsetzung erscheint dies jedoch kaum noch

erreichbar.

Alles in allem ist eine deutliche �berschrei-

tung der Regelgrenze f�r die Neuverschul-

dung nach Artikel 115 GG vorgezeichnet. Bei

der allgemein erwarteten Konjunkturentwick-

lung ist eine solche Verfehlung problema-

tisch. Der Konsolidierungsbedarf des Bundes

wird noch deutlicher, wenn ber�cksichtigt

wird, dass erhebliche Verm�gensver�ußerun-

gen das strukturelle Finanzierungsdefizit teil-

weise verdecken. Es darf nicht �bersehen

werden, dass auch bei Einhaltung der 3%-

Grenze des Maastricht-Vertrages die struktu-

relle Einhaltung der verfassungsm�ßigen

Kreditgrenzen erhebliche zus�tzliche Anstren-

gungen erforderlich macht.

Die Sonderverm�gen des Bundes schlossen

das Jahr 2005 mit einem deutlich auf 4 Mrd 3

gewachsenen �berschuss ab (2004: 2 Mrd 3).

Ausschlaggebend hierf�r war, dass die Dar-

lehensr�ckfl�sse beim ERP-Sonderverm�gen

die Darlehensvergaben noch deutlich st�rker

�berwogen als im Jahr davor. Auch im laufen-

den Jahr k�nnte wiederum ein �berschuss

entstehen.

Haushalte der L�nder und Kommunen

Im vierten Quartal 2005 verzeichneten die

L�nder ein Defizit von 6 Mrd 3 gegen�ber

4 1�2 Mrd 3 in der gleichen Vorjahrszeit. Im Ge-

samtjahr belief sich das Defizit auf gut

24 Mrd 3. Der Vorjahrswert von 25 Mrd 3

wurde damit entgegen den Planungen, die

zuletzt einen Anstieg vorsahen, unterschrit-

ten. Die Gesamteinnahmen wuchsen dabei

um 2% und damit st�rker als das Steuerauf-

kommen der L�nder (1�2 %). Ausschlaggebend

hierf�r waren gestiegene Erl�se aus Beihilfe-

r�ckzahlungen von Landesbanken sowie um-

fangreiche Verm�gensver�ußerungen. Die

Ausgaben wuchsen um knapp 1 1�2 %. Zwar

sanken die Personalausgaben. Doch kam es

bei den �brigen Aufwendungen zu einem

deutlichen Anstieg, der nicht zuletzt auf

Rekapitalisierungen von Landesbetrieben zu-

r�ckzuf�hren sein d�rfte.

Die bisher vorgelegten Planungen f�r das Jahr

2006 spiegeln das g�nstigere Vorjahrsergeb-

nis, das f�r das laufende Jahr einen positiven

Basiseffekt haben sollte, �berwiegend noch

Marktm�ßige Nettokreditaufnahme
der Gebietsk�rperschaften

Mrd 5
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4. Vj. + 1,2 + 4,4 – 10,4 + 14,3

2005 ts) + 58,6 + 63,9 – 11,1 ...
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nicht wider. Bei einer leichten R�ckf�hrung

der Ausgaben, in der sich per saldo aber nur

das Entfallen von Kapitalzuf�hrungen an

Landesbetriebe niederschl�gt, ist ein Gesamt-

defizit von etwa 23 1�2 Mrd 3 vorgesehen. Ein-

zelne L�nder haben zwar bereits Anpassun-

gen vorgelegt, die aber auf die Fortschrei-

bung der g�nstigen Entwicklung im Jahr

2005 begrenzt zu bleiben scheinen. Zahl-

reiche L�nder haben immer noch Schwierig-

keiten, die verfassungsm�ßigen Regelgrenzen

f�r die Neuverschuldung einzuhalten oder

k�nnen – im Fall der neuen Bundesl�nder –

den geforderten Nachweis der Nutzung

der Sonderbedarfs-Bundeserg�nzungszuwei-

sungen f�r teilungsbedingte Sonderlasten

oftmals nicht erbringen. Daher ist auch vor

dem Hintergrund der erwarteten g�nstigeren

konjunkturellen Entwicklung eine entschiede-

nere R�ckf�hrung der hohen L�nderdefizite

anzustreben.

F�r die Gemeindehaushalte liegen bisher nur

Zahlen f�r die ersten drei Quartale 2005 vor.4)

Der bis dahin gegen�ber dem Vorjahr ver-

zeichnete R�ckgang des Defizits um 1 Mrd 3

k�nnte mit den erwarteten weiterhin starken

Zuw�chsen beim Gewerbesteueraufkommen

im Schlussquartal noch steigen. Das Jahres-

ergebnis k�nnte damit merklich g�nstiger

ausfallen als das des Jahres zuvor (– 4 Mrd 3).

Sozialversicherungen

Rentenversicherung

Der gew�hnlich im vierten Quartal verzeich-

nete �berschuss der Rentenversicherung, der

auf Beitr�gen auf Sonderzahlungen zum Jah-

resende beruht, fiel 2005 mit knapp 1 Mrd 3

deutlich geringer aus als im Vorjahr (4 Mrd 3).

Im Herbst 2004 war das Ergebnis allerdings

durch den Verkauf der Wohnungsgesellschaft

GAGFAH verzerrt, der einmalige Einnahmen

von 2 Mrd 3 erbrachte. Weiter wirkte sich

aus, dass bereits im dritten Quartal 2005 Bun-

deszusch�sse in H�he von knapp 1 Mrd 3

vorgezogen werden mussten, um die laufen-

den Ausgaben zu decken. Die Beitragsein-

nahmen entwickelten sich mit einem Zu-

wachs von 1�4 % deutlich g�nstiger als im bis-

herigen Jahresverlauf. Die Rentenausgaben

stiegen nach der Nullanpassung zur Jahres-

mitte um lediglich 1�2 %. Verantwortlich f�r

den Zuwachs war allein der Anstieg der Ren-

tenzahl. Dagegen kam es zu Einsparungen

bei dem von der Rentenversicherung gezahl-

ten Beitrag zur Krankenversicherung der Rent-

ner, da wie bei den Arbeitnehmern seit dem

1. Juli 2005 von den Versicherten ein Sonder-

beitrag in H�he von 0,9% zu zahlen ist.

Im Gesamtjahr ergab sich ein Defizit von gut

4 Mrd 3. Auch ohne Ber�cksichtigung aus

dem GAGFAH-Verkauf im Jahr 2004 bedeu-

tet dies eine sp�rbare Verschlechterung. Die

R�cklage unterschritt mit 0,11 Monatsausga-

ben zum Jahresende ihren Mindestwert von

0,2 Monatsausgaben deutlich. Damit zeigt

sich, dass der Beitragssatz von 19,5% nicht

ausreichend bemessen war. Im laufenden

Jahr wird eine Anhebung dadurch vermieden,

dass die Arbeitgeber die Sozialbeitr�ge f�r

zum Monatsende gezahlte Entgelte fr�her

4 Eine ausf�hrlichere Kommentierung der Entwicklung
der Gemeindefinanzen findet sich in den Kurzberichten
des Monatsberichts vom Januar 2006.
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abf�hren m�ssen. Dadurch werden in den

meisten F�llen 13 statt zw�lf Monatsbeitr�ge

gezahlt werden. Die Beitr�ge f�r den Dezem-

ber 2006 werden beispielsweise noch Ende

des Monats (und nicht erst Mitte Januar

2007) vereinnahmt und r�cklagenwirksam

verbucht werden.

Die dadurch hervorgerufene einmalige Ver-

besserung des Finanzierungssaldos kann

keineswegs grundlegende Reformschritte er-

setzen. Um die Abgabenlast in Zukunft zu be-

grenzen, erscheint nicht zuletzt eine m�g-

lichst rasche Anhebung des gesetzlichen Ren-

ten- als auch Pensionsalters geboten, wobei

hier – zumindest langfristig – angesichts der

steigenden Lebenserwartung auch umfang-

reichere Schritte angezeigt w�ren. Eine

l�ngere Lebensarbeitszeit erh�ht die Wirt-

schaftsleistung und verbessert die Finanzlage

aller �ffentlichen und letztlich auch privaten

Haushalte. Zudem wird mit der von der Bun-

desregierung vorgesehenen fr�hzeitigen Ent-

scheidung �ber die Entwicklung des gesetz-

lichen Ruhestandsalters f�r Arbeitnehmer wie

Arbeitgeber eine verl�ssliche Planungsgrund-

lage geschaffen und ein klares Signal f�r die

zwingend n�tige Steigerung der Erwerbsbe-

teiligung �lterer gesetzt. Die Entlastung wird

freilich dadurch begrenzt, dass Versicherte

mit 45 Pflichtbeitragsjahren weiterhin einen

Anspruch auf eine abschlagsfreie Rente ab

65 Jahren haben sollen. Damit w�rden gleich

große Beitragszahlungen nur deshalb be-

vorzugt bewertet, weil sie w�hrend einer

l�ngeren Beitragszeit geleistet werden. Aus-

nahmeregeln w�rden generell die finanzielle

Wirksamkeit mindern und h�here Beitrags-

s�tze erfordern.

Bundesagentur f�r Arbeit

Die Bundesagentur f�r Arbeit verzeichnete im

vierten Quartal 2005 einen �berschuss von

2 1�2 Mrd 3, der damit um 11�2 Mrd 3 h�her

ausfiel als vor Jahresfrist. Die Verbesserung

ergab sich auch durch einen leichten Anstieg

der Beitragseinnahmen. Entscheidend war

aber der zuletzt verst�rkte R�ckgang bei den

Ausgaben f�r das Arbeitslosengeld (– 12%),

der in erster Linie auf deutlich abnehmende

Empf�ngerzahlen zur�ckzuf�hren ist. Hinzu

kamen erhebliche Einsparungen bei den

Maßnahmen der aktiven Arbeitsmarktpolitik,

die allerdings damit zusammenh�ngen, dass

die Finanzierungsverantwortung f�r Leistun-

gen zu Gunsten der Bezieher von Arbeits-

losengeld II auf den Bund �berging. Der im

vierteljährlich
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Gegenzug von der Bundesagentur zu zahlen-

de Aussteuerungsbetrag lag im letzten Quar-

tal deutlich unter den Einsparungen bei der

aktiven Arbeitsmarktpolitik.

Im Gesamtjahr 2005 betrug der Zuschuss-

bedarf der Bundesagentur lediglich 1�2 Mrd 3,

w�hrend im Haushaltsplan 4 Mrd 3 einge-

stellt waren. Dies ist sowohl auf die finanziell

g�nstigere Entwicklung beim Arbeitslosen-

geld als auch bei den Maßnahmen der

aktiven Arbeitsmarktpolitik zur�ckzuf�hren.

Außerdem fiel der an den Bund zu zahlende

Aussteuerungsbetrag um gut 2 Mrd 3 nied-

riger aus als geplant.

Der Haushaltsplan 2006 der Bundesagentur

f�r Arbeit sieht einen �berschuss von fast

2 Mrd 3 vor. Neben nochmals erwarteten Ein-

sparungen beim Arbeitslosengeld beruht dies

vor allem auf einem kr�ftigen Anstieg der Bei-

tragseinnahmen. Wie in der Rentenversiche-

rung werden erhebliche einmalige Mehrein-

nahmen in H�he von beinahe einem Monats-

beitragsaufkommen auf Grund der fr�heren

Abf�hrung der Sozialbeitr�ge erwartet. Diese

R�cklagen sollen im Jahr 2007 zur Finanzie-

rung einer Beitragssatzsenkung von 6,5%

auf 4,5% beitragen. Hinzu kommen dann

Einsparungen durch die Verk�rzung der maxi-

malen Bezugsdauer von Arbeitslosengeld auf

zw�lf Monate (18 Monate f�r �ber 55-J�h-

rige) f�r diejenigen, die sich nach dem

31. Januar 2006 arbeitslos melden. Das dann

noch zu deckende Defizit des Jahres 2007

wird vom Bund auszugleichen sein. Gem�ß

Angaben der Bundesregierung soll daf�r etwa

ein Prozentpunkt der Erh�hung des Regel-

satzes zur Mehrwertsteuer erforderlich sein.

Gesetzliche Kranken- und

soziale Pflegeversicherung5)

Die gesetzlichen Krankenkassen d�rften im

Jahr 2005 erheblich ung�nstiger abgeschlos-

sen haben als im Jahr zuvor. Der positive

vierteljährlich
Mrd €

Mrd €

Mrd €

lin. Maßstab

Überschuss (+) bzw.
Defizit (−)

Ausgaben für...

...Arbeitslosen- und Kurzarbeitergeld

...berufliche
   Förderung 2)

log. Maßstab

Ausgaben insgesamt

Einnahmen 1)

Finanzen der
Bundesagentur für Arbeit
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5 Eine ausf�hrlichere Kommentierung der Finanzentwick-
lung in der gesetzlichen Krankenversicherung und der so-
zialen Pflegeversicherung findet sich in den Kurzberich-
ten des Monatsberichts vom Dezember 2005.
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Saldo von 4 Mrd 3 im Jahr 2004 k�nnte sich

halbiert haben. Mit dem „Gesetz zur Ver-

besserung der Wirtschaftlichkeit in der

Arzneimittelversorgung“6) sollen nun die im

vergangenen Jahr wieder besonders stark

gestiegenen Ausgaben f�r Arzneimittel ein-

ged�mmt werden.

Bei der sozialen Pflegeversicherung d�rfte es

2005 trotz einiger Entlastungsmaßnahmen

durch den Sonderbeitrag von Kinderlosen so-

wie die Beitragsmehreinnahmen infolge der

Hartz IV-Reform bei einem – wenn auch

etwas geringeren – Defizit geblieben sein.

Damit schmelzen die R�cklagen, die Ende

2004 noch 3 1�2 Mrd 3 betragen hatten,

weiter ab. So steigt auch hier der Reform-

druck.

6 Neben einem auf zwei Jahre befristeten Preismorato-
rium f�r alle Arzneimittel sowie einem Zusatzrabatt in
H�he von 10% auf die Preise von Generika sollen Natu-
ralrabatte an Apotheker verboten und die Festbetrags-
regelung effektiver gestaltet werden.
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